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Abkürzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
BFS Bundesamt für Statistik
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
SRF Schweizer Radio und Fernsehen
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
RSI Radiotelevisione Svizzera (Radio und Fernsehen der

italienischsprachigen Schweiz)
KLV Krankenpflege-Leistungsverordnung

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

OFS Office fédéral de la statistique
SSR Société suisse de radiodiffusion
RTS Radio Télévision Suisse
AOS Assurance obligatoire des soins
RSI Radiotelevisione Svizzera (Radio et télévision en Suisse italienne)
OPAS Ordonnance sur les prestations de l'assurance des soins
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Gänzlich unbestritten war im Nationalrat eine Motion Addor (svp, VS) zur vollständigen
Übernahme der Kosten der Leistungen bei Mutterschaft durch die obligatorische
Krankenpflegeversicherung. Gemäss KLV übernehme die OKP bestimmte
schwangerschaftsbezogene Leistungen erst nach der dreizehnten
Schwangerschaftswoche, erklärte der Motionär. Gerade bei einem Verlust eines Kindes
im Mutterleib sollten die Eltern aber nicht zusätzlich mit der Übernahme der
entsprechenden Kosten belastet werden, argumentierte Addor. Der Bundesrat empfahl
die Motion zur Annahme und in der Sommersession 2019 folgte der Nationalrat diesem
Rat stillschweigend. 1

MOTION
DATUM: 21.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2020 setzte sich der Ständerat mit der Frage der
Kostenübernahme der Leistungen bei Mutterschaft durch die OKP auseinander.
Neben der Motion Addor (svp, VS), die der Nationalrat im Sommer 2019 angenommen
hatte, lag ihm auch eine Motion Kälin (gp, AG; Mo. 19.3070) vor, die der Nationalrat
ebenfalls bereits gutgeheissen hatte. Nachdem sich auch die SGK-SR zuvor für beide
Vorstösse ausgesprochen hatte – sie hatte überdies auch der Standesinitiative des
Kantons Genf (Kt.Iv. 19.308) für eine Übernahme der Kosten für
Schwangerschaftsabbrüche vor der dreizehnten Woche Folge gegeben –, nahm der
Ständerat beide Motionen stillschweigend an. Die Standesinitiative behandelte er noch
nicht. 2

MOTION
DATUM: 30.11.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2020 setzte sich der Ständerat mit der Frage der
Kostenübernahme der Leistungen bei Mutterschaft durch die OKP auseinander.
Neben der Motion Kälin (gp, AG), die der Nationalrat im Herbst 2019 angenommen hatte,
lag ihm auch eine Motion Addor (svp, VS; Mo. 19.3307) vor, die der Nationalrat ebenfalls
bereits gutgeheissen hatte. Nachdem sich auch die SGK-SR zuvor für beide Vorstösse
ausgesprochen hatte – sie hatte überdies auch der Standesinitiative des Kantons Genf
(Kt.Iv. 19.308) für eine Übernahme der Kosten für Schwangerschaftsabbrüche vor der
dreizehnten Woche Folge gegeben –, nahm der Ständerat beide Motionen
stillschweigend an. Die Standesinitiative behandelte er noch nicht. 3

MOTION
DATUM: 30.11.2020
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Sibel Arslan (basta, BS) zitierte aktuelle Zahlen des BFS, um ihr Postulat zur Förderung
des beruflichen Wiedereinstiegs von Frauen zu begründen: Gemäss dem BFS blieben
Frauen dem Arbeitsmarkt aufgrund einer Familienpause im Durchschnitt fünfeinhalb
Jahre fern, wobei das beruflich erworbene Know-How an Wert verliere. Die durch den
Bund beschlossenen Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung seien zwar
wichtig, aber an sich nicht ausreichend, um Frauen den beruflichen Wiedereinstieg zu
erleichtern, so die Basler Nationalrätin. Deswegen verlangte sie in ihrem Vorstoss vom
Bundesrat die Erarbeitung einer Gesamtstrategie und eines Massnahmenplans –
abgestimmt auf die unterschiedlichen Verhältnisse und Bedürfnisse der Frauen. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, welches jedoch in der
Frühjahrssession 2021 von Therese Schläpfer (svp, ZH) bekämpft wurde, unter anderem
weil sie befürchtete, dass dadurch «die Mütter oder die Kinder [...] von der Familie
entfernt» würden. Ihre ablehnende Haltung wurde in der Sommersession von einer
grossen Mehrheit der FDP-Fraktion sowie von der fast einstimmigen SVP-Fraktion
unterstützt – die SVP-Vertretenden Amaudruz (GE) und Addor (VS) enthielten sich der
Stimme. Die restlichen Ratsmitglieder befürworteten das Postulat, sodass dieses mit 117
zu 71 Stimmen angenommen wurde. 4

POSTULAT
DATUM: 01.06.2021
MARLÈNE GERBER
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Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Das Westschweizer RTS führte im Frühjahr 2021 eine neue Regelung zum Gebrauch
gendergerechter Sprache ein. Neu werde etwa die Begrüssungsformel «Bonsoir à
toutes et tous» verwendet und nicht mehr lediglich «Bonsoir à tous». Das
Deutschschweizer SRF folgte dem Beispiel, obwohl einzelne Sendungen wie die
«Tagesschau» oder «10vor10» bereits seit längerem auf gendergerechte Sprache
geachtet hatten. Ebenfalls prüfte die italienischsprachige RSI im März 2021 eine
Anpassung der Sprachregelung, wollte aber mit der Umsetzung vorerst noch zuwarten.
Vorwiegend auf die Anpassungen beim RTS folgten mediale Reaktionen. Die
Westschweizer Zeitungen 24 heures, Tribune de Genève und Le Temps griffen das
Thema auf, ebenfalls berichtete die NZZ und die Aargauer Zeitung über die dadurch
ausgelöste Debatte, die teils kritische Reaktionen enthielt. So zitierte die Zeitung etwa
einen Kommentar eines ehemaligen RTS-Journalisten, der meinte, dass die RTS
dringendere Probleme habe als «Jagd aufs Fräulein» zu machen – eine Anspielung auf
das nunmehr verpönte «mademoiselle». Ferner meldete sich ein Schweizer Ableger des
französischen Vereins «Défense de la langue française» bei der RTS-Chefredaktion und
drohte mit einer Volksabstimmung zum Erhalt der Sprache, sollten die neuen
Sprachregelungen nicht sofort abgeschafft werden, führten diese doch zu einem
«Stottern des Gehirns» (24 heures). Auch Nationalrat Jean-Luc Addor (svp, VS) hielt
nicht viel von den Änderungen: Er wollte in einer Fragerunde vom Bundesrat wissen,
was dieser von diesem «mit Zwangsgebühren finanzierte[n] Staatsender» halte, der zu
einem ideologischen Laboratorium, ja gar zu einer «Brutstätte der Propaganda» für die
«Dekonstruktion der Sprache» verkommen sei. Der Bundesrat antwortete, dass die SRG
über genügend Autonomie verfüge, um solche Entscheide selbst zu treffen. 
Es gab aber auch positive Reaktionen: Laut NZZ meldeten sich etwa 200 (männliche)
Mitarbeiter beim RTS-Direktor Pascal Crittin, um diesem ihre Unterstützung für die
Sprachanpassungen auszusprechen. Man begrüsse den Wandel hin zu einem
gerechteren und gesünderen Arbeitsumfeld. 

Die Sprachanpassungen erregten nicht zuletzt deshalb derart viel Aufmerksamkeit, da
sie Teil der «Charta für ein antisexistsiches und inklusives Service-public-Medium»
sind, welche eine Konsequenz auf den im Oktober 2020 publik gewordenen
Belästigungsskandal bei RTS darstellte. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.03.2021
CHRISTIAN GSTEIGER
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